
Zwei Weichenstellungen in
unmittelbar zeitlicher Nähe
im Juni 2016 waren eher

zufällig, die Auswirkungen haben
jedoch bis heute einen sehr engen
Zusammenhang. Am 23. Juni vo-
tierte Großbritannien für den EU-
Austritt und am 28. Juni wurde die
EU-Globalstrategie beschlossen.
Großbritannien hat eine weitgehen-
de Autonomie der EU in Sicher-
heits-, Rüstungs- und Militärfragen
stets blockiert, um der NATO und
den USA eine aktive Rolle in Euro-
pa zu sichern. Die Globalstrategie
hat eine unabhängige Hard Power
der EU angekündigt und ein Aus-
scheiden Großbritanniens bedeutet
einen Abgang jenes Landes, wel-
ches Hard Power zwar wünscht,
diese jedoch in transatlantischer
Abhängigkeit verortet. Donald
Trumps America first sowie Chinas
Weltpolitik haben seither einer
autonomen EU-Militär- und Rüs-
tungspolitik zusätzlichen Schwung
verschafft.

Katastrophen, Krisen und Kriege
haben in den letzten 20 Jahren für
Tempo in der Sicherheits- und Mili-
tärpolitik der EU gesorgt. Der Koso-
vo-Krieg hat 1999 zur Herausbil-
dung der EU-Eingreiftruppe ge-
führt. Die Anschläge vom 11.9.2001
brachten auch diesseits des Atlan-
tiks das sensible Verhältnis von
Freiheit und Sicherheit durcheinan-
der. Das Nein Irlands zum Nizza-
Vertrag war eine Gelegenheit, um
ein sicherheitspolitisches Kerneu-
ropa auf den Weg zu bringen. Der
Terror von Madrid ließ die Verteidi-
gungsagentur – vormals Rüstungs-
agentur – operativ werden. Mit den
Flüchtenden aus Syrien, Somalia,
Irak oder Afghanistan kamen EU-
weit die Sicherheitspakete. Beina-
he jede Krise brachte Versicher-
heitlichung, Militär und Überwa-
chung, jedoch vergleichsweise
wenig ziviles Krisenmanagement.

Die EU-Staaten haben unterschied-
liche außenpolitische Traditionen.
Heute sind 22 der 28 EU-Staaten
NATO-Mitglieder. Sechs EU-Staa-
ten sind neutral oder paktfrei.

Das ergibt einen bunten Strauß von
Außenpolitiken, aber bei weitem
nicht immer eine gemeinsame
Stimme. Flüchtlingspolitik, Syrien-
krieg, Anerkennung von Palästina,
Chinas Seidenstraße oder Atom-
waffen zeigen, dass das Gemein-
same in der Gemeinsamen Außen-
und Sicherheitspolitik mitunter ein
schlechter Witz ist. Wichtig war und
bleibt, dass Deutsche und Franzo-
sen nicht mehr aufeinander schie-
ßen. Und dazu kommt: dass Deut-
sche und Franzosen nicht gemein-
sam auf andere schießen.

Auslandseinsätze

Militärische und zivile Auslandsein-
sätze sind seit 2003 ein sichtbares
Zeichen der EU-Politik. Geogra-
phisch liegen die 40 Auslandsein-
sätze zumeist in Afrika und am Bal-
kan. Zwei Drittel der Einsätze sind
zivil, der Rest militärisch. Jedoch:
80 % des eingesetzten Personals
sind Militärs.

Eine Zivilmacht legt eine Prioritä-
tenverschiebung zugunsten ziviler
Einsätze nahe. Das EU-Parlament
legt dar, „dass – wegen der Tatsa-
che, dass der Schwerpunkt haupt-
sächlich auf die militärische Dimen-
sion der ESVP gelegt wird – im
Bereich der zivilen Fähigkeiten und
der Konfliktverhütung Fortschritte
viel zu langsam erreicht werden“.
Der Civilian Compact aus 2018
bleibt enttäuschend hinter den
Möglichkeiten zurück. Während
Ziviles im Schneckentempo unter-
wegs ist, wurden nach dem Brexit-
Referendum weniger als sechs
Monate benötigt, quasi ein EU-
Hauptquartier – den militärischen
Planungs- und Koordinierungsstab

– grundsätzlich unter Dach und
Fach zu bringen.

„Unsere Interessen und Werte
gehen Hand in Hand“, führt die EU-
Globalstrategie aus dem Jahr 2016
aus. Nicht selten setzen sich Wirt-
schafts-, Energie- und Geopolitik-
Interessen gegen europäische
Werte durch. Eklatant ist der Wider-
spruch bei Rüstungsexporten,
zumal Exportinteressen und Men-
schenrechte nicht immer unter
einen Hut passen. Die Politik der
doppelten Standards spielt bei der
Glaubwürdigkeit der EU eine
besondere Rolle. Nicht wenige
Auslandseinsätze hatten und
haben zumindest einen indirekten
Zusammenhang mit der Sicherung
von Ressourcen (EU-Marineein-
satz am Horn von Afrika, EU-Mili-
täreinsatz im Tschad oder Kongo,
EU-Einsätze in Georgien oder
Libyen). Die jüngere Zielsetzung ist
die Eindämmung der Migration.

Außenpolitik ist nicht nur eine Auf-
gabe von Staaten, Bündnissen,
Ministerien oder Militärs. Ein Modell
für Gewaltprävention und Friedens-
förderung auf zivilgesellschaftlicher
Ebene sind Zivile Friedensdienste.
Professionell ausgebildete zivile
Fachkräfte wirken an der Bearbei-
tung von Konflikten mit und stärken
eine zivile Präventionsagenda.

EU-Rüstungspolitik

Der EU-Vertrag von Lissabon legt
fest, die Mitgliedstaaten „verpflich-
ten sich, ihre militärischen Fähig-
keiten schrittweise zu verbessern“.
Die EU-Globalstrategie vertieft: Es
„benötigen die Mitgliedstaaten bei
den militärischen Spitzenfähigkei-
ten alle wichtigen Ausrüstungen
(1). Dies bedeutet, dass das
gesamte Spektrum an land-, luft-,
weltraum- und seeseitigen Fähig-
keiten (1) zur Verfügung stehen
muss“.
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Für die EU-Rüstungspolitik war das
britische Referendum ein Katalysa-
tor. Nur fünf Monate brauchte die
EU-Kommission, um den Europäi-
schen Verteidigungs-Aktionsplan
aus dem Hut zu zaubern und nur
weitere sieben Monate, um ihn als
European Defence Fund (EDF) zu
präzisieren. Für den Finanzrahmen
2021-2027 sind für den EU-
Rüstungsfonds € 13 Mrd. budge-
tiert, wobei unbemannte Systeme,
Satelliten, Marine und Drohnen
einen Schwerpunkt bilden. Rüs-
tungsforschung macht € 4,1 Mrd.
aus und wird zu 100 % aus EU-Mit-
teln bezahlt, die Rüstungsentwick-
lung soll sich auf € 8,9 Mrd. belau-
fen und wird zwischen 20 und 80%
durch Unionsmittel gedeckt. Das
Offene zahlen die Mitgliedstaaten.
Angegeben werden € 50 Mrd. und
am Ende ist das Teuerste noch gar
nicht mitgerechnet: der Einkauf die-
ser Waffen. Bedeutend ist, dass
Rüstung erstmals Teil des EU-Bud-
gets ist. Die Krux: Der EU-Vertrag
verbietet Maßnahmen mit militäri-
schen und verteidigungspolitischen
Bezügen. Also wird das Rüstungs-
budget als Industrie- und Wettbe-
werbsförderung umetikettiert.

Ein ebenso neuer Posten im EU-
Budget 2021-2027 ist die Military
Mobility. Dafür stehen € 6,5 Mrd.
zur Verfügung, um die Infrastruktur
militärfit zu machen. Die European
Peace Facility von € 10,5 Mrd. ist
ein off-budget und nicht im Finanz-
rahmen gelistet. Finanziert werden
damit u.a. weltweite Militäreinsätze
von Dritten, die im Interesse der EU
sind, wobei damit Truppen und
deren Infrastruktur bezahlt werden
können. Sicherheitsforschung wird
auch künftig auf Mittel von Horizon
Europe zugreifen.

Zur Realisierung gelangen franzö-
sisch-deutsche Pläne für ein neues
Kampfjetsystem (FCAS) in dreistel-
liger Milliardenhöhe. Auch ein zur
Entwicklung anstehender deutsch-
französischer Kampfpanzer steht
auf der Einkaufsliste. Gerangel

über die Dominanz in der EU ist all
inklusive, denn es geht um die
Unabhängigkeit von den US-Waf-
fenschmieden und volle Auftrags-
bücher zuvorderst für Paris und
Berlin. Formal ist die von Frank-
reich lancierte Europäische Inter-
ventionsinitiative von der EU unab-
hängig. Diese Initiative setzt nicht
auf Breite, sondern auf Entschlos-
senheit.

Pläne für neue Rüstungsgelder
sind ein kreativer Prozess. Der
Rüstungsfonds ist nicht Rüstung,
sondern Industrieförderung, die
Peace Facility segelt unter der
Flagge des off-budget und die
Interventionsinitiative ist EU-
Rüstung ohne EU. Transparenz
lässt grüßen. Schulden für Bildung,
Soziales und Umwelt sind ver-
pönt – Schulden für Rüstung wer-
den salonfähig. Der Bevölkerung
werden Jobs in der Rüstung
schmackhaft gemacht, obwohl in
Österreich wie auch der EU weni-
ger als 0,03 % der Beschäftigten in
der Branche tätig sind. 

In den letzten fünf Jahren haben
die EU-Staaten 27% aller Waffen
verkauft. Nur die USA waren mit
36% ein größerer Waffenhändler
(Russland 21%, China 5,2%). Von
den zehn größten Waffenexporteu-
ren lagen sechs (Frankreich,
Deutschland, Großbritannien, Spa-
nien, Italien und die Niederlande) in
der EU.

Militärisches Kerneuropa

Kerneuropa ist im EU-Vertrag 2007
verankert. Zehn Jahre später ward
die Abkürzung PESCO (Permanent
Structured Cooperation) dafür
gefunden. PESCO verpflichtet zur
„regelmäßigen realen Aufstockung
der Verteidigungshaushalte“. Kern-
europa definiert sich im Wesent-
lichen militärisch. Eurodrohne, EU-
Kampfhubschrauber oder Euro-
Artillerie gehören zu den 47 bislang
beschlossenen PESCO-Projekten.
Zivilmacht schaut anders aus und
dank dem ,Leave’ der Brit*innen

geht alles sehr flott.

Außenpolitische Uneinigkeit mit
militärischen Muskeln eines enge-
ren Kerns zu überpinseln, kann
Gefahren bergen. EU-Staaten
außerhalb von PESCO reden und
stimmen dabei auch nicht mehr mit.
Das Kerneuropa der Sicherheit
stellt sich als autoritäre Vertiefung
der EU dar. Die politisch Willigen
und militärisch Fähigen geben den
Ton an, wenngleich es für Militär-
einsätze die Zustimmung aller EU-
Staaten braucht. Ziel Kerneuropas
ist nicht die Überwindung der
Nationalstaaten, sondern deren
Hierarchisierung.

Alternativ sei hier ein offenes und
ziviles Kerneuropa statt der Fixie-
rung auf das Militärische vorge-
schlagen. EU-Staaten, die im zivi-
len Bereich ein schnelleres Tempo
wünschen, suchen staatliche und
nichtstaatliche Partner*innen inner-
halb wie außerhalb der EU. Part-
ner*innen ergeben sich aus den
Aufgabenfeldern: zivile Krisenprä-
vention, ziviles Krisenmanage-
ment, Unterstützung von Abrü-
stung, Begleitung von Friedens-
prozessen oder Vertrauensbildung.
Warum nicht mehr Mittel für Zivi-
les? Ja, warum eigentlich nicht?

Schwerpunkte der Neutralen ge-
winnen kaum Gewicht. So verhar-
ren interessante Ansätze (z.B. Ver-
botsvertrag für Atomwaffen, Begeg-
nungsort Wien oder Entminung in
Syrien) auf nationaler Ebene und
führen zu keinen verbindlichen EU-
Beschlüssen. EU-Rüstungsdyna-
miken und die permanenten EU-
Militäreinsätze schränken darüber
hinaus die Möglichkeiten ein,
glaubwürdige Brücken in Zeiten
globaler Machtübergänge zu bau-
en.
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